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3. 12. 26. Bekanntmachung des Staatsvertrags zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thüringen über die Durch. 

führung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und Ablöſungen im Lande Thüringen durch die 


(Nr. 13178.) Geſetz über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Be⸗ 
ſitzes an Elektrizitätsunternehmungen. Vom 3. Dezember 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Elek— 
trizitätsunternehmungen einen Betrag von . 
53 815 000 %, (Dreiundfünfzig Millionen achthundertfünfzehntauſend Reichsmark) 
zu verwenden. 
N 2 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu be⸗ 
ſchaffen. Dieſer Kredit ſtellt einen Teilbetrag des durch das Geſetz vom 16. Februar 1926 (Geſetzſamml. 
S. 50) über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Berg⸗ 
werken, Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur bewilligten Kredits von 
150 Millionen Reichsmark dar. 
8 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. - 5 
Berlin, den 3. Dezember 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13179.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare vom 
2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5). Vom 13. Dezember 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel I. 
Das Geſetz zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare vom 2. Januar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 5) wird wie folgt geändert. | 
1. Artikel 1 $4 tritt außer Kraft. 


(Bierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 29. Dezember 1926.) 
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2. Artikel III erhalt folgende Faſſung: „ i 5 i 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Ablaufe des 31. Dezember 1929 außer Kraft. Indeſſen 
bleiben die Notare zur Erledigung der bis dahin bei ihnen anhängig gewordenen Sachen über 
den 1. Januar 1930 hinaus zuſtändig. Als anhängig geworden gilt das Verfahren in den 
Fällen des Artikels 1 §3 des Geſetzes in dem Zeitpunkt, in dem der erſte Antrag eines Betei⸗ 
ligten auf die Vermittlung der Auseinanderſetzung bei dem Notar eingegangen iſt, in den 
Fällen des Artikels I § 5 des Geſetzes in dem Zeitpunkt, in dem das Gericht den Beſchluß, durch 
welchen die Durchführung der Zwangsverſteigerung dem Notar übertragen iſt, erlaſſen hat. 
3. Die Überſchrift des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 
Geſetz über die Zuſtändigkeit der rheiniſchen Notare. 


Artikel II. 


Artikel V des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1920, 
vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 335) wird aufgehoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 13. Dezember 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Juſtizminiſter: 
Braun. Becker. 


(Nr. 13180.) Bekanntmachung des Staatsvertrags zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thü⸗ 
ringen über die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und 
Ablöſungen im Lande Thüringen durch die preußiſchen Landes kulturbehörden. Vom 3. De: 
zember 1926. 


Staatsvertrag 


: zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thüringen 
über die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und Ablöfungen im 
Lande Thüringen durch die preußiſchen Landeskulturbehörden. 


Nachdem die Preußiſche und die Thüringiſche Regierung übereingekommen ſind, die bisher beſtehenden 
Staatsverträge über die Durchführung von Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und Ablö⸗ 
ſungen in den ehemaligen Gebieten Weimar, Meiningen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen durch die preußiſchen Landeskulturbehörden zu vereinheitlichen ſowie die Zuſtändigkeit dieſer Behörden 
zu erweitern und auf ganz Thüringen auszudehnen, haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kommiſſare, nämlich 


für das Land Preußen: für das Land Thüringen: 
der Oberlandeskulturrat Dr. Renner, der Miniſterialrat Roloff, 
der Miniſterialrat von Schenck, der Regierungsrat Dr. Rohde, 


der Oberregierungsrat Forkel, 
und zwar die Kommiſſare des Landes Thüringen vorbehaltlich der Zuſtimmung des Thüringiſchen Landtags, 
den nachſtehenden Staatsvertrag abgeſchloſſen: zu 


Artikel 1. 


Die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen und der mit ihnen verbundenen Ablöſungen und die 
Entſcheidung der dabei vorkommenden Streitigkeiten über Rechtsanſprüche, die durch das thüringiſche Landesrecht 
den Zuſammenlegungsbehörden zur Entſcheidung zugewieſen ſind oder noch zugewieſen werden, erfolgt künftig 
im Lande Thüringen durch die in der Provinz Sachſen dafür zuſtändigen preußiſchen Landeskulturbehörden, und 
zwar den Präſidenten des Landeskulturamts in Merſeburg und die von ihm beſtimmten Kulturämter ſowie durch 


„ 


das Landeskulturamt in Merſeburg und durch das Oberlandeskulturamt in Berlin die zur Entſcheidung von Strei— 
tigkeiten in erſter Inſtanz berufenen Vorſteher der Kulturämter follen tunlichſt nur Beamte ſein, die zum Richter⸗ 
amte befähigt find. Auf Antrag des Thüringiſchen Finanzminiſteriums ſind gelegentlich der Zuſammenlegung 
auch die von der Zuſammenlegung ausgeſchloſſenen Grundſtücke und bei ländlichen Ortſchaften die Ortslagen 
zu Kataſterzwecken mitzuvermeſſen und in die neuen Karten und Regiſter aufzunehmen. 


— Die preußiſchen Landeskulturbehörden bleiben auch für die ſonſtigen Angelegenheiten zuſtändig, für die ſie 
bisher auf Grund der Staatsverträge 
1. zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Großherzogtume Sachſen vom 18. Juli 1908 
(Preuß, Geſetzſamml. 1912 S. 43) 
(Weim. Reg. Bl. 1912 S. 27) / N 5 1011 
2. zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Herzogtume Sachſen⸗Meiningen vom Bun 1911 
(Preuß. Geſetzſamml. 1911 S. 178) 39 5 
(Mein. Samml. Landesh. Verord 1911 ©, 293) / in 
3. zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Fürſtentume Schwarzburg⸗Nudolſtadt vom 6. April 1912 
(Preuß. Geſetzſamml. 1913 ©. 40) 5 
(Gef. S. Schw. Rud. 1913 ©. 191) f 1 
4. zwiſchen Preußen und Schwarzburg⸗Sondershauſen vom 9. Oktober 1854 me Ir = 205 
zuſtändig waren. Weiter bearbeiten ſie in Zukunft die Ablöſungsſachen des ehemaligen Gebiets Weimar nach dem 
Weimariſchen Geſetz über die Ablöſung grundherrlicher und ſonſtiger Rechte vom 28. April 1869 (Reg. Bl. S. 95) 
nebſt Nachträgen auch dann, wenn dieſe Sachen nicht mit einem Zuſammenlegungsverfahren verbunden ſind. 
Die in den ehemaligen Gebieten Altenburg, Reuß und Gotha anhängigen Grundſtückszuſammenlegungs⸗ 
verfahren werden durch die bisher dafür zuſtändigen Behörden nach den bisher dafür geltenden Beſtimmungen zu 
Ende geführt. i ; 


Artikel 2. 


Den nach Artikel 1 zuſtändigen preußiſchen Landeskulturbehörden werden dieſelben Befugniſſe beigelegt, 
welche ihnen in gleichartigen preußiſchen Angelegenheiten eingeräumt ſind, ſoweit nicht das zur Ausführung dieſes 
Vertrags für das Land Thüringen zu erlaſſende Geſetz etwas anderes beſtimmen wird. 

Hinſichtlich der Dienſtaufſicht gelten für die im Artikel 1 bezeichneten preußiſchen Behörden und ihre Be⸗ 
amten ausſchließlich die preußiſchen Geſetze und Verordnungen. 


Artikel 3. 


Die preußiſchen Landeskulturbehörden haben dem Thüringiſchen Miniſterium für Inneres und Wirtſchaft 
auf Verlangen über die Lage der einzelnen Angelegenheiten jederzeit Auskunft zu geben. | 

Soweit durch die Grundſtückszuſammenlegungen und die übrigen zur Zuſtändigkeit der preußiſchen Landes⸗ 
kulturbehörden gehörigen Angelegenheiten landespolizeiliche Intereſſen, unter denen auch ſolche der Landesver⸗ 
meſſung und Kataſtrierung zu verſtehen ſind, oder Intereſſen der Gemeinden betroffen werden, haben fich die preußi⸗ 
ſchen Landeskulturbehörden mit den zuſtändigen thüringiſchen Verwaltungsbehörden, erforderlichenfalls mit dem 
Thüringiſchen Miniſterium für Inneres und Wirtſchaft, unmittelbar ins Einvernehmen zu ſetzen. 

Weiſungen, die das Thüringiſche Miniſterium für Inneres und Wirtſchaft zur Wahrung der vorbezeichneten 
Intereſſen für erforderlich erachtet, werden durch Vermittlung des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten erteilt. i f i 


Artikel 4. 


ſoweit nicht durch dieſen Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt. Die durch ein Rechtsmittel anfechtbaren oder letzt 
inſtanzlich ergehenden Entſcheidungen der preußiſchen Landeskulturbehörden werden unter der Formel erlaſſen: 

% In Gemäßheit des zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thüringen abgeſchloſſenen Staatsvertrages 
vom 65. Dezember 1925.“ 


Artikel 5. 


Das Land Thüringen gewährt für die dem Preußiſchen Staate aus der Erfüllung dieſes Vertrags entftehen- 
den Koſten der Grundſtückszuſammenlegungen und der mit ihnen verbundenen Ablöſungen eine einmalige Pauſch⸗ 
vergütung von 200.2,% für jedes Hektar der in Bearbeitung genommenen Fläche. Von der Pauſchvergütung gilt 
ein Teil von 120.2. für jedes Hektar als Abgeltung für Perſonalkoſten. Diefer Teil erhöht ſich im Verhältnis 
einer etwaigen Erhöhung der preußiſchen Beamtengehälter. Dabei bleiben Erhöhungen von weniger als 5 v. H. 
der zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geltenden Gehaltsſätze unberücksichtigt. Maßgebend für die Erhöhung find 
die Bezüge (Grundgehalt und Ortszuſchlag der Ortsklaſſe B) eines Beamten der Stufe 5 der Beſoldungsgruppe A 7. 
Die ſich aus der Erhöhung der Abgeltung für Perſonalkoſten ergebende Erhöhung der Pauſchvergütung wird ein⸗ 
tretendenfalls durch die beiderſeits zuſtändigen Miniſter vereinbart. 
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Die Pauſchvergütung ift, vorbehaltlich endgültiger Regelung nach Schluß des Verfahrens, vorſchußweiſe 
in zehn Raten, fällig am 1. April und 1. Oktober eines jeden Jahres, von der Thüringiſchen Landeshauptkaſſe 
an Preußen abzuführen. Die erſte Zahlung iſt an dem der Aufnahme der Hauptverhandlung (vgl. § 68 des 
Weimariſchen Zuſammenlegungsgeſetzes vom 28. Februar 1912) folgenden 1. April oder 1. Oktober fällig. 


Die Umlegung der Pauſchvergütung auf die Beteiligten wird durch das im Artikel 2 Abſ. 1 bezeichnete Aus⸗ 
führungsgeſetz geregelt werden. Die zur Durchführung der Umlegung erforderlichen Unterlagen werden dem Lande 
Thüringen von den preußiſchen Landeskulturbehörden zur Verfügung geſtellt. 


Artikel 6. 

Durch die Pauſchvergütung (Artikel 5) gelten diejenigen Koſten als erſetzt, die nach $2 des preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 zu den allgemeinen Regulierungs⸗ 
koſten gehören, insbeſondere ſämtliche Auslagen der preußiſchen Behörden, darunter auch die Ausgaben für Zeugen 
und Sachverſtändige mit Einſchluß der Schätzer (Boniteure). 


Andere bei der Durchführung des Verfahrens entſtehende Koſten (58 4 und 5 des preuß. Geſetzes vom 24. Juni 
1875) find von den Beteiligten der Preußiſchen Staatskaſſe zu erſtatten. Dabei findet die preußiſche Verordnung 
zur Anpaſſung der Landeskulturgeſetze an die Geldwertänderung vom 19. Januar 1924 (Preuß. Geſetzſamml. S. 46) 
Artikel Lund 11 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die im Artikel II §2 vorgeſehenen Pauſchſätze an 
Stelle der im $4 des Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875 vorgeſehenen Koſten zu erheben ſind. 


Artikel 7. 


Auf die Berechnung der Entſchädigung der Sachverſtändigen und Zeugen ſowie auf die Berechnung der⸗ 
jenigen befonderen Koſten, welche in einer Zuſammenlegungsſache den Beteiligten zur Laſt fallen, finden die preu⸗ 
ßiſchen Vorſchriften über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 


Der nach Artikel 1 zuſtändige Präsident des Landeskulturamts in Merſeburg ift befugt, die im Abſ. 1 bezeich- 
neten, den Beteiligten zur Laſt fallenden beſonderen Koſten niederzuſchlagen, falls ſie nicht beizutreiben ſind. 


Die niedergeſchlagenen Koſten ſind, ſoweit ſie von Staatsangehörigen des Landes Thüringen geſchuldet 
werden und in baren Auslagen beſtehen, von der Thüringiſchen Landeshauptkaſſe der betreffenden preußiſchen 
Kaſſe zu erſtatten. 


Artikel 8. 


Nach Abſchluß jeder Zuſammenlegungsſache, tunlichſt ſofort nach der Beſtätigung des Rezeſſes, wird von 
den preußiſchen Landeskulturbehörden dem Thüringiſchen Miniſterium für Inneres und Wirtſchaft unentgeltlich 
das geſamte durch die Bearbeitung der Sache entſtandene Akten⸗ und Kartenmaterial zur Verfügung geſtellt werden, 
insbefondere 

1. die Urſchrift des Zuſammenlegungsrezeſſes oder ⸗planes ſowie je eine Ausfertigung davon für die 
Unterpfandsbehörde (Grundbuchamt), für die Vermeſſungsbehörde (Kataſteramt) und für die Ge— 
meinde in dauerhaft gebundenem Zuſtande, 


2. die Originalkarte über die Zuſammenlegung, 
8. vier Vervielfältigungen von dieſer Karte, die auf mechaniſchem Wege hergeſtellt ſein können, 


4. ſämtliche urſchriftlichen Nachweiſe über die der Originalkarte zugrunde liegenden Längen- und Winkel⸗ 
meſſungen ſowie die für die Zwecke der Kartierung und Flächeninhaltsermittelungen angefertigten 
Berechnungen. N 


Die drei Ausfertigungen des Zuſammenlegungsrezeſſes oder planes (Abſ. 1 Nr. 1) und drei Vervielfälti⸗ 
gungen der Originalkarte über die Zufammenlegung (Abſ. 1 Nr. 3) ſind in je einem Stück gleichzeitig an die Unter⸗ 
pfandsbehörde, die Vermeſſungsbehörde und die Gemeinde abzuſenden unter Benachrichtigung des Thüringiſchen 
Miniſteriums für Inneres und Wirtſchaft von der Abſendung. 


Der für die Unterpfandsbehörde (Grundbuchamt) beſtimmten Ausfertigung des Zuſammenlegungsrezeſſes 
oder ⸗planes iſt ein nach der Nummernfolge geordnetes Verzeichnis der einzelnen alten Grundſtücke beizufügen, 
aus dem ſich ergibt, wo im Rezeß oder Plan die Abfindung für das alte Grundſtück nachgewieſen iſt. 


Artikel 9. a 

- Soweit die preußiſchen Landeskulturbehörden für Ablöſungen zuſtändig find, werden, ſofern die Ablöſung 
ohne gleichzeitige Zuſammenlegung der belaſteten Grundſtücke erfolgt, von dem Landeskulturamte Pauſchſätze 
unter Berückſichtigung der wirklich erwachſenen Koſten gemäß $2 Ziffer 4 des preußiſchen Geſetzes über das 
Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Preuß. Gefehfamml. S. 395) bemeſſen und durch 
die preußiſchen Landeskulturbehörden von den Beteiligten bei Beendigung des Verfahrens eingezogen. Das gleiche 
gilt für die Bildung und Einrichtung von Waldgenoſſenſchaften außerhalb eines Zuſammenlegungsverfahrens 


a 


für die Bildung von Waldgenoſſenſchaften und die Neueinrichtung beſtehender Waldgenoſſenſchaften aus den zu 
einer Zuſammenlegung herangezogenen Grundſtücken während der Dauer eines Zuſammenlegungsverfahrens 
werden beſondere Koſten nicht erhoben. 

Im Falle des Artikels 1 Abſ. 1 Satz 2 iſt mit dem Präſidenten des Landeskulturamts eine beſondere Ver⸗ 
einbarung über Höhe und Fälligkeit einer angemeſſenen Vergütung zu treffen. 


Artikel 10. 


Zur Abfindung aller Anſprüche Preußens auf, Gewährung der Hektar⸗Pauſchvergütungen ſowohl in den 
bis zum 1. April 1922 ausgeführten als auch in den bis zu dieſem Zeitpunkte noch nicht ausgeführten, in den an⸗ 
liegenden Verzeichniſſen (A, B) aufgeführten Zuſammenlegungsſachen gewährt Thüringen dem Preußiſchen 
Staate eine Geſamtpauſchalbergütung von 500 000 %%. Die anhängigen bis zum 1. April 1922 noch nicht aus⸗ 
geführten Zuſammenlegungsſachen des Verzeichniſſes B find demgemäß von den preußiſchen Landeskulturbehörden 
zu Ende zu führen, ohne daß Thüringen an Preußen für dieſe Verfahren noch eine Hektar⸗Pauſchvergütung im 
Sinne des Artikels 6 Abſ. 1 zu leiſten hätte. 

Die nach Abſ. 1 zu zahlende Pauſchalvergütung iſt in 10 Halbjahresraten zu entrichten. Die erſte Rate iſt 
2 Monate nach der Zuſtimmung des Thüringiſchen Landtags zu dieſem Staatsvertrage fällig. 


Artikel 11. 


Dieſer Vertrag tritt in Kraft, ſobald das im Artikel 2 bezeichnete Geſetz zur Ausführung dieſes Vertrags 
erlaſſen worden iſt. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte ſind an Stelle der in den beſtehenden Staatsverträgen vereinbarten Pauſchſätze 
die in dieſem Vertrage vereinbarten Pauſchſätze unter den darin vereinbarten Bedingungen an den Preußiſchen 
Staat zu entrichten. i e sie 

Die Kündigung des gegenwärtigen Vertrags iſt nicht vor dem Ablaufe von 15 Jahren zuläffig. Von da ab 
kann jeder der vertragſchließenden Teile nach einjähriger Kündigung vom Vertrage zurücktreten. 

Sobald die Kündigung dieſes Vertrags erfolgt iſt, dürfen Anträge auf Grundſtückszuſammenlegung von 
den preußiſchen Landeskulturbehörden nicht mehr angenommen werden. Die bereits anhängig gewordenen Grund⸗ 
ſtückszuſammenlegungen nebſt den mit ihnen verbundenen Ablöſungen find nach den Beſtimmungen dieſes Ver⸗ 
trags von den preußiſchen Landeskulturbehörden zu Ende zu führen. Entſprechendes gilt für die ſonſtigen An⸗ 
gelegenheiten, für deren Bearbeitung die preußiſchen Landeskulturbehörden zuſtändig ſind. f 


Artikel 12. 


Falls eine Anderung der Organiſation oder der Zuſtändigkeit der preußiſchen Landeskulturbehörden oder 
eine Anderung der Vorſchriften über das Koſtenweſen eintreten und hierdurch eine Anderung von Beſtimmungen 
dieſes Staatsvertrags oder eine Ergänzung desſelben ſich als nötig erweiſen ſollte, ſo erfolgt dieſe durch Verein⸗ 
barung zwiſchen den beiderſeits zuſtandigen Miniſtern. Jedoch kann auf dieſem Wege eine Beſchränkung des Um⸗ 
fangs der Koſten, welche nach Artikel 6 als durch die Pauſchvergütung erſetzt zu gelten haben, nicht ſtattfinden. 

Auch eine etwaige Erſtreckung der Zuſtändigkeit der preußiſchen Landeskulturbehörden für die Bearbeitung 
der nicht mit einem Juſammenlegungsverfahren verbundenen Ablöſungsſachen auf ganz Thüringen foll in Er- 
gänzung dieſes Staatsvertrags durch Vereinbarung zwiſchen den beiderſeits zuſtändigen Miniſtern erfolgen. 

i Die Vereinbarungen find in derſelben Weiſe bekannt zu machen wie der Staatsvertrag. 


Weimar, den 5. Dezember 1925. 


gez. Dr. Renner. 


b. Schenck gez. Roloff. 
gez. v. enck. 


gez. Dr. Rohde. 
gez. Forkel. 


(Siegel) (Siegel.) 


Der vorſtehend abgedruckte Staatsvertrag zwiſchen dem Lande Preußen und dem Lande Thüringen über 
die Durchführung der Grundſtückszuſammenlegungen, Gemeinheitsteilungen und Ablöſungen im Lande Thüringen 
durch die preußiſchen Landeskulturbehörden vom 5. Dezember 1925 wird mit dem Bemerken veröffentlicht, daß 
er am 26. Juli 1926 in Kraft getreten iſt. e N 


Berlin, den 3. Dezember 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. See 


a: 


Berzeichnis A 
der im Lande Thüringen anhängigen, bis zum 1. April 1922 ausgeführten 
Zuſammenlegungsſachen. 


SE Kulturamt Name der Sache de Kulturamt Name der Sache 
1 Eiſenach Eichrodt⸗Wutha 16 Meiningen Queienfeld 
2 » Hörſchel 17 * Wahns 
3 2 Geismar 18 > Weſtenfeld 
4 » Fiſchbach 19 > Utendorf 
5 » Klings 20 > Helmers 
6 » Kieſelbach i 5 
21 Hildburghauſen | Gleichamberg 
7 Erfurt Schmerfeld 22 5 Schweikershauſen 
8 » Coppanz 23 5 Linden 
sg » Paulinzella 24 > Rieth 
10 » Großbreitenbach 25 > Haina 
11 » Kleinbreitenbach 26 » Schwabhauſen 
12 Meiningen Birr = Mülhauſen Ebenen mit Haktengehau 
13 » Sülzfeld f 
14 2 Wolfmannshauſen 29 Naumburg Lausnitz 
15 » Mehmels 30 » Braunsdorf 


Verzeichnis B 
der im Lande Thüringen anhängigen, bis zum 1. April 1922 noch nicht ausgeführten 


Zuſammenlegungsſachen. 
Eee Kulturamt Name der Sache 1185 Kulturamt | Name der Sache 
1 Eiſenach Pferdsdorf 20 Hildburghauſen Hellingen 
2 » Schafhauſen 21 > Brattendorf 
3 Kaltennordheim 22 » Albingshauſen 
4 Ober⸗ und Unterzella 23 » Eisfeld 
5 Geiſa 24 > Brünn 
6 Sünna⸗Räſa 25 0 Merbelsrod 
7 Sallmannshauſen 26 » Poppenwind 
8 5 Unterbreizbach 27 » Crock 
9 » Föhlritz 28 » Volksmannshauſen 
10 » Geblar 29 > Görsdorf 
11 0 Mosbach 30 >» Oberwind 
12 Erfurt Leutra 31 Mühlh Fo 
5 > b Mühlhauſen Scherbda 
15 5 1 32 » Schnellmannshaufen 
15 er Anterpörlitz 33 Naumburg ir 
85 9 9 Weira 
16 » Rödigen 34 5 Thränitz 
17 Meiningen Sondheim 
18 » Waſungen 
19 » Liebenſtein 
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